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ie üb ergreifende Erkenntnis, die auch b ei
der Erörterung de s Themas Kriegsverrat

zu b erücksichtigen ist, hat der D eutsche Bundestag
am 1 5 . Mai 1 9 97 selb st formuliert und b eschlo ssen .
Diese Erkenntnis lautet : »D er Zweite Weltkrieg war
ein Angriffs- und Vernichtungskrieg, ein vom natio-
nalsozialistischen D eutschland verschuldete s Ver-
brechen . «

Was b edeutet dieser S atz für unser Thema, also
für die wegen Kriegsverrats verurteilten Wehr-
machtsoldaten? Er b edeutet folgendes : Jeder deut-
sche Soldat, der sich diesem von D eutschland ver-
schuldeten Verbrechen zu verweigern, zu entzie-
hen o der sein Ende zu b eschleunigen versuchte ,
verdient unseren Re spekt und unsere Anerken-

nung . An dieser Grundlinie orientierte sich die bis-
herige Rehabilitierungspolitik des D eutschen Bun-
destage s . D as Parlament hob die allermeisten Urtei-
le der NS-Militärjustiz und de s Volksgerichtshofs
auf: Also die gegen Kriegsdienstverweigerer, Wehr-
kraftzersetzer, D eserteure und die wegen b efehls-
widriger »Üb ergab e an den Feind« ergangenen Ur-
teile , die unter die Rubrik der Feindb egünstigung
fielen . Im zivilen B ereich wurden die Urteile gegen
Landesverräter und Spione aufgehob en, was häu-
fig vergessen wird .

Die Menschen, die wegen dieser Straftatb e stän-
de verurteilt wurden, hab en also ihre Anerken-
nung als Widerständige b ereits gefunden . E s wur-
de anerkannt, dass der »kleine M ann« in der Uni-

D eutschlands Verantwortung ist keine zur Un-
terstützung entweder der einen o der der anderen
Gewalttätigkeiten . Sondern e s ist eine doppelte
Verantwortung zur Unterstützung einer vollständi-
gen gegenseitigen Anerkennung und einer ge-
meinsamen Sicherheit. Die s b einhaltet eine b eson-
dere Verantwortung zur Verhinderung eines An-
griffs auf I srael . Und eine allgemeine Verantwor-
tung zum Schutz de s Üb erleb ens Palästinas .

B e sondere Verantwortung für Israel b edeutet,
sich da zum Anwalt von I sraelis zu machen, wo ihre
Rechte b edroht sind . Dies b etrifft vor allem das
Recht, ihre Religion auszuüb en und ihr Staatswe-
sen zu b e stimmen . Wo immer z . B . Antisemitismu s
erscheint, muss die ser mit allen Mitteln der Politik
und Diplomatie angegriffen werden . Und wo im-
mer zum B eispiel der Staat Israel nicht anerkannt
wird , muss seine Existenz verteidigt werden .

Allgemeine Verantwortung für Palästina b edeu-
tet, für die Gleichb erechtigung von Palästinense-
rinnen mit allen anderen Nationalitäten zu kämp-
fen . Ihre humanitären Grundb edürfnisse dürfen
nicht aus politischer Rücksichtnahme schlechter
berücksichtigt werden . Ihre politische Selb stb e-
stimmung darf nicht aus militärischem Interesse
weiter b eschränkt werden .

Wir könnten uns als gesellschaftliche B ewegung
wünschen, wir hätten die Wahl zwischen einer Li-
kud- o der Lab our-, zwischen einer Fatah- o der Ha-
mas-Regierung, um die s zu fördern . D o ch zwei Din-
ge sind klar: D eutsche hab en die se Wahl nicht, son-
dern nur I sraelis und PalästinenserInnen selb st.
Und zweitens wäre b eide s j eweils nur die Wahl ei-
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nes kleineren Üb els, nicht der gerade Weg zum
Frieden . Unsere uneingeschränkte Unterstützung
verdient (und benötigt) nur die radikaldemokrati-
sche o der p azifistische Oppo sition − hier wie da.

E s gibt eine Friedensb ewegung in I srael : Ihre
B andbreite reicht von mo deraten Sozialdemokra-
tInnen üb er arabische SozialistInnen bis zu radika-
len AnarchistInnen, von der Ablehnung der B esat-
zung üb er deren selektive Verweigerung bis zur to-
talen Ablehnung und Verweigerung alles Militäri-
schen . Vor allem p azifistische Po sitionen benöti-
gen ideelle Anerkennung gegenüb er der offiziellen
israelischen Politik, die sie versucht zu ignorieren .

E s gibt auch eine Friedensb ewegung in Palästi-
na: Sie arbeitet weniger antimilitaristisch und op-
po sitionell, da sie mit der Regierung in der grund-
sätzlichen Forderung nach Anerkennung, Selb stb e-
stimmung und Gleichberechtigung überein-
stimmt, da sie sich stärker auf die humanitäre Akti-
vitäten konzentriert und da sie deutlich unsicherer
und gefährlicher lebt. Vor allem die Versöhnungs-
arb eit b enötigt finanzielle und materielle Unter-
stützung .

Sowohl die deutsche Regierung als auch die
deutsche Friedensbewegung muss also keine (fal-
sche) Entscheidung treffen zwischen „ Israel“ und
„ Palästina“ . D oppelte Verantwortung und simple s
Engagement für die Rechte der Menschen auf bei-
den Seiten der „ Mauer “ ist der Weg zum Frieden .

Ka i- Uwe Dosch ist Mitglied der DFG- VK und der
F or u m Pazi fi s mus -Redaktio n.

Wolfram Wette

Wegen Kriegsverrats verurteilte Wehr-
macht-Soldaten endlich rehabilitieren!
Stellungnahme vor dem Rechtsausschuss des Deutschen Bundestages
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form der Wehrmacht keine so großen Handlungs-
spielräume hatte wie etwa der Generalstab s-
Ob erst Graf Stauffenb erg und seine sgleichen . D er
»kleine M ann« musste sich andere Formen des wi-
derständigen Handelns suchen .

Eigentlich hätte e s in der Logik der bisherigen
Rehabilitierungspolitik des D eutschen Bundesta-
ge s gelegen, auch die wegen Kriegsverrats verur-
teilten Soldaten einzubeziehen . Schließlich wu sste
man do ch, dass ein so prominenter Wehrmachtof-
fizier wie der General Walter von Seydlitz-Kurz-
b ach, Kriegsgefangener der Sowj etunion und Prä-
sident des Nationalkomitees Freie s D eutschland
(NKFD) sowie des Bundes D eutscher Offiziere
(B D O) , 1 9 4 3 vom Reichskriegsgericht (RKG) in
Abwesenheit wegen Kriegsverrats zum To de verur-
teilt worden war, ab er schon b ald nach dem Kriege
als Widerständler anerkannt wurde . D as Landge-
richt Verden an der Aller hob das Urteil des RKG b e-
reits 1 9 5 6 auf. Die vergleichb aren To de surteile ge-
gen die »kleinen Leute« in Uniform sind dagegen
bis heute gültig. Wer soll das verstehen? Gibt es kei-
ne Gleichb ehandlung? Gelten hier unterschiedli-
che Standards der B eurteilung?

Gegen die etwa 3 0 0 kriegsgefangenen Wehr-
machtoffiziere im NKFD und im B D O wurden übri-
gens zwar Ermittlungsverfahren wegen Kriegsver-
rats eingeleitet, ab er keine Anklage erhob en und
keine Urteile gefällt. D er Grund für diese Zurück-
haltung : E s wurde b efürchtet, das B ekanntwerden
dieser vielen Fälle hätte erhebliche Unruhe in die
Truppe getragen . Wie ist die Bundesrepublik mit
diesen sogenannten »Verrätern« im Offiziersrang
umgegangen? Sie hat lange gezögert, deren Hand-
lungen als politischen Widerstand anzuerkennen .
Ende der 8 0 er Jahre entschlo ss sie sich dann do ch,
dies zu tun . Sichtb ares Zeichen ist ihre Präsenz in
der Gedenkstätte D eutscher Widerstand in B erlin .
Ein Parallelfall ist die sp äte Würdigung der Wider-
standsgruppe »Rote Kapelle« .

Was also verhinderte bislang die Einb eziehung
der wegen Kriegsverrats verurteilten Soldaten in
die bundesdeutsche Rehabilitierungspolitik? Zwei
Gründe waren e s wohl hauptsächlich :

D en einen Grund hat auch Herr Dr. h. c . Jo achim
Gauck in seiner schriftlichen Stellungnahme her-
vorgehob en . E s handelt sich um die traditionelle ,
nationalistisch kodierte Stigmatisierung von Ver-
rat b eim Militär. Die se Sicht entfaltet ihre Wirkung
bis heute , und zwar unabhängig von der eingangs
erwähnten Erkenntnis , dass der Zweite Weltkrieg
ein von D eutschland verschuldetes Verbrechen
darstellte .

D er zweite Grund b e stand darin, dass e s seiner-
zeit − 1 9 9 8 und 2 0 02 − no ch keine wissenschaftli-
che Literatur zum Thema Kriegsverrat gab , so dass
weithin Unkenntnis darüber herrschte , welche
Handlungen von Soldaten eigentlich zu einer Ver-
urteilung wegen Kriegsverrats geführt hatten . Ver-
mutungen wie die der einer möglichen Kamera-

dengefährdung traten daher an die Stelle von histo-
rischem Wissen

Nun liegt inzwischen die D okumentation »D as
letzte Tabu« vor, in welcher die derzeit für die For-
schung greifb aren Urteile wegen Kriegsverrats
enthalten sind . Sie können die Grundlage für eine
sachliche B ewertung bilden . Nach einer Aufstel-
lung des Präsidenten de s Reichskriegsgerichts , Ad-
miral B astian, hat das RKG zwischen September
1 9 39 und Februar 1 9 45 in nur 2 4 Fällen von Kriegs-

verrat geurteilt. Die große Mehrzahl der Urteile b e-
zog sich auf andere Straftatb estände , nämlich auf
Lande sverrat, Ho chverrat, Spionage , Fahnenflucht
und Zersetzung der Wehrkraft. Die se sind allesamt
b ereits aufgehob en und die Verurteilten rehabili-
tiert − nur die wegen Kriegsverrats Verurteilten
gelten no ch immer als Verbrecher.

Die B ehauptung eine s der S achverständigen,
wir hätten in unserer D okumentation nur eine »zu-
fällige Au swahl« getroffen, wir hätten vermutlich
nur 1 0 Prozent der Fälle präsentiert, die allein b eim
Reichskriegsgericht anfielen, ist also sachlich un-
zutreffend . Sie sind vollständig dokumentiert.
Wahrscheinlich b eruht der Fehlschlu ss auf der irri-
gen Annahme , auch hinter den Lande sverratsfällen
könne sich Kriegsverrat verb ergen, was j edo ch
nicht zutrifft.

Im Freiburger Militärarchiv lagern umfangrei-
che »wehrmachtgerichtliche Unterlagen« : 1 8 0 . 0 0 0
Fälle auf 9 2 6 lfd . Archivmetern . Wir hab en in die-
sen riesigen B e stand nur in Form von Stichprob en
Einblick nehmen können . Für die Annahme , das
die Masse der wegen Kriegsverrats ergangenen Ur-
teile von den Feldkriegsgerichten gefällt wurde
und daher in diesem B e stand zu finden sei, spricht
wenig . D enn Kriegsverrat galt in der Wehrmacht
als das politischste aller D elikte üb erhaupt, für das
seit 1 9 39 im Regelfall das RKG zuständig war. D e s-
sen Urteile hab en wir vollständig dokumentiert.

Die Verdachtsfälle wurden daher in der Regel so-
gleich an das RKG abgegeb en . Um ein aussagekräf-
tiges B eispiel zu nennen : Nach Ermittlungen über
die widerständigen Umtrieb e eine s so genannten
Soldatenrats an der O stfront in der Gegend von
Orel gab der B efehlshab er der b etreffenden Pan-
zer-Armee den Fall sogleich an das RKG ab , das
dann 1 1 Todesurteile fällte . Wer fordert, erst no ch
die M asse der in Freiburg verwahrten Unterlagen
auszuwerten, nimmt eine no chmalige Verzöge-
rung de s Rehabilitierungsverfahrens von 1 0-2 0 Jah-
ren in Kauf. Ich mache darauf aufmerksam, dass in
der bisherigen Ge setzgebung zur B ereinigung von
NS-Unrecht nicht in die ser Weise verfahren wurde .

Unsere Aufgab e als S achverständige verstehe
ich so , dass wir die Parlamentarier darüb er infor-
mieren, welchen Charakter die Urteile der NS-Mili-
tärgerichte und des Volksgerichtshofs hatten, die
wegen Kriegsverrats gefällt wurden . Sie möchten
wissen, welche S achverhalte zu diesen Urteilen
führten .
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»Wir können uns Jesus als Kriegsdienst-
verweigerer vorstellen, aber nicht mit
einem Gewehr in der Hand.«
Zum Stellenwert der Friedensthematik in der evangelischen Kirche

(Red.) Durch das Editorial in der letzten Aus-
gabe sah sich Jan Gildemeister, Geschäftsfüh-
rer der AGDF (Aktionsgemeinschaft Dienst
für den Frieden) , zu einem Leserbrief veran-
lasst, in dem er aus seiner Sicht u. a. die Um-
strukturierung der evangelischen Arbeit im
Bereich Kriegsdienstverweigerung und Zivil-
dienst darstellt und bewertet. Diesen gab er
gleichzeitig auch zur Kenntnis an Günter
Knebel, den Geschäftsführer der EAK (Evang.
Arbeitsgemeinschaft zur Betreuung der

KDVer) , der nun seinerseits einen Leserbrief
verfasste. Im Kern geht es bei der Auseinan-
dersetzung darum, welchen Stellenwert die
evangelischen Kirchen der KDV − und letzt-
lich der Friedensthematik − beimessen und
bereit sind, diesen Arbeitsbereich organisa-
torisch und finanziell auszugestalten. Zu die-
ser Frage äußerte sich Ulrich Finckh in einem
Grußwort bei der Verabschiedung Michael
Germers Mitte Mai in Frankfurt am Main, der
nach j ahrzehntelanger Tätigkeit als KDV-Be-
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D agegen scheint es mir in die sem Zusammen-
hang wenig sachdienlich zu sein, fiktive Szenarien
au szumalen und Vermutungen anzu stellen . Sie
können j edenfalls keine solide B asis für eine B eur-
teilung sein . Nicht unmittelb ar in unseren Kontext
gehört auch die − von einigen S achverständigen an-
gestoßene − Erörterung eines allgemeineren The-
mas . D e s Themas nämlich, ob e s überhaupt und
ggf. wie viele feindb egünstigende Verratshandlun-
gen von Wehrmachtsoldaten es gegeb en haben
könnte . Zweifello s hat e s sie gegeben . Ab er sie wa-
ren offenb ar zum größten Teil nicht Gegenstand
kriegsgerichtlicher Verfahren . D aher gibt es in die-
sen Fällen auch keine Urteile , die aufzuheben wä-
ren . D er Rechtsausschuss be schäftigt sich ab er in
die ser Anhörung mit den wegen Kriegsverrats ver-
urteilten Soldaten der Wehrmacht und mit nichts
Anderem .

D ab ei will ich gar nicht b estreiten, das der Kom-
plex Verratshandlungen von erheblichem historio-
graphischen Interesse ist − b esonders für die Wi-
derstandsforschung. Hier könnte sich j a einmal die
staatliche Institution Militärgeschichtliches For-
schungsamt (MGFA) Lorbeeren verdienen, die bis-
lang zur Aufklärung üb er die Opfer der NS-Militär-
ju stiz nichts beigetragen hat, wenn man einmal von
dem individuellen Engagement Prof. Me sser-
schmidts ab sieht.

Ich komme zum Schluss : In der Regel wird mit
dem B egriff Kriegsverrat die Vorstellung vom Ver-
rat militärischer Geheimnisse assoziiert. Wir müs-
sen j edo ch mit einigem Staunen zur Kenntnis neh-
men, dass in den üb erlieferten Urteilen der NS-Mili-
tärjustiz davon kaum die Rede ist. In den einschlägi-
gen Kriegsgerichtsurteilen tritt uns eine Fülle ganz
unterschiedlicher unb otmäßiger, widerständiger
und humaner Handlungen von Soldaten der Wehr-
macht entgegen : D arunter oppo sitionelle Ge sin-
nung, p azifistische , kommunistische , sozialisti-

sche ; auch b ewaffneter Widerstand − hauptsäch-
lich in Ö sterreich − , Hilfeleistungen für Kriegsge-
fangene und Juden . Was die Kriegsverratsurteile
thematisch zusammenhält, ist nicht etwa eine Ket-
te von militärischem Geheimnisverrat, der geeig-
net war, »der Feindmacht Vorschub zu leisten« und
der Kriegsmacht de s nationalsozialistischen
D eutschlands zu schaden . Was sie zusammenhält,
ist vielmehr die Monotonie der verhängten Todes-
strafen . Wir hab en e s auch hier − ebenso wie b ei
den zum To de verurteilten Wehrkraftzersetzern,
D e serteuren und anderen widerständigen »klei-
nen Leuten« − mit den Opfern einer überhart und
rechtsb eugend urteilenden Militärjustiz zu tun .
Was die Militärrichter in ihrer »elastischen« − b es-
ser gesagt: willkürlichen − Gesetzesanwendung
zum Kriegsverrat erklärten, führte unweigerlich
zur To de sstrafe . E s gilt, zu erkennen, dass e s sich
hier um ein große s Unrecht handelte . Wer wider-
ständiges Verhalten gegen den NS-Staat und die von
ihm verschuldeten Angriffs- und Vernichtungskrie-
ge für legitim hält, darf sich einer Rehabilitierung
der wegen Kriegsverrats verurteilten Soldaten
nicht verschließen .

Prof. Dr. Wolfram Wette istHistoriker undMitglied
der DFG- VK. Der Text ist das Man uskript der
m ündlichen Stellungnah me vo n Wolfra m Wette
als vo n der SPD benann ter Sach verständiger in
der Öffen tlichen A nhörung des Rech tsa ussch uss
des Deutschen Bundestages am 5. Ma i 2008
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